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FAQ Niedersächsisches Denkmalschutzgesetz 

 

Was regelt das Niedersächsische Denkmalschutzgesetz? 

Das Niedersächsische Denkmalschutzgesetz (NDSchG) regelt den Schutz, die Erhaltung 

und die Pflege von Kulturdenkmalen in Niedersachsen. Es legt fest, welche Objekte als 

Denkmale gelten, verpflichtet deren Eigentümer zur Erhaltung im Rahmen des Zumutbaren 

und bestimmt, dass Veränderungen, Nutzungsänderungen oder der Abbruch von Denkmalen 

grundsätzlich einer Genehmigung bedürfen. Zudem enthält das Gesetz Regelungen zum 

Schutz archäologischer Bodenfunde sowie zu den Zuständigkeiten der 

Denkmalschutzbehörden. Ziel des Gesetzes ist es, das kulturelle Erbe Niedersachsens 

dauerhaft zu bewahren und wissenschaftlich zu erforschen. 

 

Was ändert sich durch den Gesetzentwurf der Landesregierung? Wieso soll das 

Gesetz geändert werden? 

Der Denkmalschutz in Niedersachsen soll einfacher, schneller und günstiger gehandhabt 

werden können. Die Novelle soll Verantwortlichkeiten präzisieren und Verfahren 

beschleunigen. 

Die wesentlichsten Vereinfachungen sind: 

• Die unteren Denkmalschutzbehörden sollen bei Maßnahmen von besonderer 

Bedeutung künftig statt des Niedersächsischen Landesamts für Denkmalpflege (NLD) 

die oberste Denkmalschutzbehörde (MWK) einbeziehen. Die Kriterien für solche 

Maßnahmen werden außerdem auf eine sehr kleine Fallgruppe begrenzt. Das stärkt 

die kommunale Entscheidungskompetenz und beschleunigt Verfahren. 

• Bei Gruppendenkmalen im Sinne des Gesetzes (§ 3 Abs. 3 NDSchG), 

umgangssprachlich Ensembleschutz genannt, beschränkt sich die 
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Denkmaleigenschaft künftig auf das äußere Erscheinungsbild, soweit es sich nicht 

um Einzeldenkmale handelt. 

• Die unteren Denkmalschutzbehörden stellen in eigener Verantwortung sicher, dass 

die gesetzlichen Regelungen zur Bodendenkmalpflege eingehalten werden. Eine 

Abstimmung mit dem NLD ist nicht mehr verpflichtend, im Bedarfsfall kann seine 

fachliche Beratung aber weiterhin in Anspruch genommen werden 

• Erdarbeiten sollen künftig nur noch dann eine denkmalrechtliche Genehmigung 

erfordern, wenn sie an Stellen durchgeführt werden sollen, die im Verzeichnis der 

Kulturdenkmale eingetragen sind. Gegenwärtig sind das 114.721 Fundstellen. 

• Der Gesetzesentwurf sieht vor, die wirtschaftliche Unzumutbarkeit als Grenze der 

Erhaltungspflicht auf die öffentliche Hand als Denkmaleigentümerin auszuweiten. 

Eine Ausnahme bleiben Maßnahmen von besonderer Bedeutung im Sinne des 

Gesetzes. 

 

Schwächt das geplante Gesetz den Denkmalschutz? 

Der Denkmalschutz in Niedersachsen soll durch das Gesetz praktikabler und klarer werden, 

indem Zuständigkeiten eindeutiger bestimmt und Verfahren einfacher gestaltet werden. 

Kulturdenkmale bleiben selbstverständlich geschützt. 

Dabei bewegt sich der Gesetzgeber im Spannungsfeld zwischen dem öffentlichen Interesse 

an der Erhaltung und Erforschung von Kulturdenkmalen einerseits und einer praktikablen 

Umsetzbarkeit im Sinne der Bürgerinnen und Bürger andererseits. Die Akzeptanz des 

Denkmalschutzes kann nur gewahrt werden, wenn er den Bürgerinnen und Bürgern 

verhältnismäßig und alltagsfähig erscheint. Baudenkmale müssen authentisch erlebbar 

bleiben, sie sollen für die Allgemeinheit aber auch nutzbar sein. Bodendenkmale sollen 

weiterhin möglichst geschützt im Boden verbleiben, dürfen die Entwicklung der allgemeinen 

menschlichen Lebenswelt aber auch nicht unverhältnismäßig behindern.  
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Bei welchen Erdarbeiten soll künftig eine denkmalrechtliche Genehmigung 

erforderlich sein? 

Die Neufassung des NDSchG sieht unter anderem eine Änderung des §13 vor. Künftig 

sollen Erdarbeiten nur noch dann eine denkmalrechtliche Genehmigung erfordern, wenn sie 

an Stellen durchgeführt werden, die im Verzeichnis der Kulturdenkmale im Sinne des §4 

eingetragen sind. Gemeint sind damit sämtliche archäologische Fundstellen, die im 

Fachinformationssystem Denkmalatlas PRO vorgehalten werden. Gegenwärtig sind dort 

rund 115.000 Fundstellen vermerkt. 

An diesen bekannten archäologischen Fundstellen soll nach dem Willen der 

Landesregierung weiterhin eine denkmalrechtliche Genehmigung für Erdarbeiten erforderlich 

sein. Der Gesetzentwurf will für alle anderen Flächen in Niedersachsen ein schlankeres 

Verfahren ermöglichen. Durch die Einführung des objektiven Kriteriums eines 

Verzeichniseintrags wird für alle Beteiligten Klarheit und Berechenbarkeit hergestellt, wo 

künftig eine Genehmigung gebraucht wird und ggf. archäologische Untersuchungen 

stattfinden müssen. 

 

Welches Verzeichnis ist für genehmigungspflichtige Erdarbeiten ausschlaggebend? 

Der Gesetzesentwurf meint sämtliche Fundstellen, die im Niedersächsischen 

Fachinformationssystem (Denkmalatlas PRO) vorgehalten werden. Dort ergibt die Suche 

aktuell ca. 115.000 Fundstellen.  

Der „Denkmalatlas PRO“ enthält damit wesentlich mehr Einträge als der öffentlich 

zugängliche digitale Denkmalatlas.  

 

Was sind Verursachergrabungen und welche Auswirkungen hat der Gesetzesentwurf 

darauf? 

Sogenannte Verursachergrabungen sind Grabungen, die vom jeweiligen Verursacher der 

Erdarbeiten zu tragen sind. Sie werden nach aktueller Rechtslage nötig, wenn die 

Erdarbeiten an Stellen erfolgen sollen, von denen der Verursacher „weiß oder vermutet oder 

den Umständen nach annehmen muss, dass sich dort Kulturdenkmale befinden“. In der 

Praxis kann diese Regelung sehr weit ausgelegt und im Extremfall das gesamte Land 

vorbeugend unter Schutz gestellt werden. 

https://denkmalatlas.niedersachsen.de/viewer/
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Der Gesetzentwurf beschränkt die Genehmigungspflicht auf die Stellen, die im Verzeichnis 

der Kulturdenkmale eingetragen sind. Dies sind aktuell rund 115.000 Fundstellen in 

Niedersachsen. Hier wird die untere Denkmalschutzbehörde im Rahmen der Genehmigung 

weiterhin prüfen, ob zum Beispiel eine archäologische Voruntersuchung angeordnet werden 

muss. 

Zudem werden Vorhabenträger in vielen Fällen aus eigenem Interesse Untersuchungen 

beauftragen, um Zufallsfunde und entsprechende Verzögerungen und Kostensteigerungen 

zu vermeiden. Davon unabhängig fallen selbstverständlich jegliche Bodenfunde, die 

Kulturdenkmal sein könnten, weiterhin unter die Vorschriften des unveränderten § 14 

NDSchG, müssen also gesichert und geborgen werden. 

 

Gehen durch die Neuregelungen Kulturgüter verloren? 

Ein Ziel des Gesetzesentwurfs ist es, die archäologische Forschung auf echte Desiderate zu 

fokussieren. Die Konzentration auf ausgewiesene Fundstellen ermöglicht es dem 

Niedersächsischen Landesamt für Denkmalpflege, seine Forschungen zielgerichteter und 

ertragreicher auszurichten und die Gewinnung redundanter Informationen zu teils extrem 

hohen Kosten zu vermeiden. 

Denkmalwerte Zufallsfunde an nicht eingetragenen Stellen sind weiterhin durch die 

Regelungen aus den §§ 7 und14 NDSchG geschützt, können also rechtzeitig gesichert und 

geborgen werden. 

 

Können die Kommunen die denkmalrechtliche Aufsicht sicherstellen? 

Der Gesetzentwurf stärkt die Entscheidungskompetenz der unteren 

Denkmalschutzbehörden, also der Landkreise und Städte mit eigenem Bauamt. Diese sind 

aber selbstverständlich unverändert zur denkmalrechtlichen Sorgfalt und Achtung der 

Gesetze verpflichtet. 

Wenn die Fachkompetenz für konkrete Fragestellungen nicht vorgehalten werden kann, ist 

jede Behörde verpflichtet, sie sich auf geeignete Weise einzuholen. Das NLD wird den 

unteren Denkmalschutzbehörden und den privilegierten Bauausführenden auf deren 

Anforderung in Zukunft selbstverständlich weiterhin in gewohnter Weise beratend zur 

Verfügung stehen, wenn diese Beratung zur rechtmäßigen Durchführung des NDSchG 
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erforderlich ist. 

 

Warum soll sich auch die öffentliche Hand auf wirtschaftliche Unzumutbarkeit berufen 

können? 

Angesichts steigender Belastungen in den kommunalen Haushalten ist auch bei öffentlichen 

Trägern eine Abwägung zwischen wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und dem 

Erhaltungswert eines Kulturguts vorzunehmen. Die Grenze der Unzumutbarkeit ist laut 

Gesetzesentwurf insbesondere dann erreicht, wenn die Kosten der Erhaltung und 

Bewirtschaftung nicht durch die Erträge oder den Gebrauchswert des Kulturdenkmals 

aufgewogen werden können. 

Bei Bodendenkmalen ist die Frage der wirtschaftlichen Unzumutbarkeit fast nie relevant, da 

ein im Boden verborgenes Kulturgut im Regelfall keine Erhaltungskosten verursacht. 

Bodendenkmale, die aufgrund überwiegender anderer Interessen nicht im Boden verbleiben 

können, müssen ausgegraben, geborgen und dokumentiert werden. 


